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Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen

1.	 ANWENDUNGSBEREICH, 
ABWEICHENDE VEREINBARUNGEN

1.1	 Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen („AGB“) gelten für alle von uns (Penzkofer Bau 
GmbH, 94209 Regen) mit unseren Kunden (nach-
folgend „Besteller“) geschlossenen Kauf- und Liefer-
verträge über Woodbloc Holzwände und Holzdecken 
(„Ware“) einschließlich etwaiger Nebenabsprachen.  
Die AGB gelten nur, wenn der Besteller Unternehmer 
(§ 14 BGB), eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermö-
gen ist. 

1.2	 Die AGB gelten für Verträge über den Verkauf und/
oder die Lieferung der Ware ohne Rücksicht darauf, 
ob wir die Ware selbst herstellen oder bei Zulieferern 
einkaufen (§§ 433, 650 BGB). 

1.3	 Abweichende Bedingungen des Bestellers, die nicht 
ausdrücklich anerkannt werden, finden keine Anwen-
dung. Dies gilt auch dann, wenn wir in Kenntnis ent-
gegenstehender oder von unseren AGB abweichen-
den Geschäftsbedingungen des Bestellers unsere 
Leistungen vorbehaltlos erbringen. 

1.4	 Sofern nichts anderes vereinbart ist, gelten die AGB 
in der zum Zeitpunkt der jeweiligen Bestellung des 
Bestellers gültigen Fassung. Haben wir dem Besteller 
die AGB oder ihre Änderung schriftlich mitgeteilt, gilt 
im Zweifel die zuletzt schriftlich mitgeteilte Fassung 
als maßgeblich. Die AGB gelten als Rahmenverein-
barung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne 
dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen 
müssten

1.5	 Individuelle Vereinbarungen (z.B. Rahmenlieferver-
träge, Qualitätssicherungsvereinbarungen) und An-
gaben in unserer Auftragsbestätigung haben Vorrang 
vor den AGB. Handelsklauseln sind im Zweifel gem. 
den von der Internationalen Handelskammer in Paris 
(ICC) herausgegebenen Incoterms® in der bei Ver-
tragsschluss gültigen Fassung auszulegen.

1.6	 Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Be-
stellers in Bezug auf den Vertrag (zB Fristsetzung, 
Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung), sind 
schriftlich abzugeben. Schriftlichkeit in Sinne dieser 
AVB schließt Schrift- und Textform (zB Brief, E-Mail, 
Telefax) ein. Gesetzliche Formvorschriften und wei-
tere Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die 
Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt.

1.7	 Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften 
haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine 
derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen 
Vorschriften, soweit sie in diesen AVB nicht unmittel-
bar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen 
werden.

2.	 VERTRAGSSCHLUSS

2.1	 Unsere Angebote, einschließlich der in unseren 
Preislisten angegebenen Verkaufspreise, sind frei-
bleibend, soweit nicht ausdrücklich als verbindlich 
gekennzeichnet. Dies gilt auch, wenn wir dem Be-
steller Kataloge, technische Dokumentationen (zB 
Zeichnungen, Pläne, Berechnungen, Kalkulationen, 
Verweisungen auf DIN-Normen), sonstige Produkt-
beschreibungen oder Unterlagen – auch in elektroni-
scher Form – überlassen haben. 

2.2	 Mündliche oder schriftliche Bestellungen stellen ein 
bindendes Angebot dar. Sofern sich aus der Bestel-
lung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses 
Vertragsangebot innerhalb von 14 Tagen nach sei-
nem Zugang bei uns anzunehmen.

2.3	 Der Vertrag kommt durch unsere Auftragsbestäti-
gung (auch per E-Mail) oder durch Lieferung der be-
stellten Ware durch uns zustande.

3.	 PRODUKTUNTERLAGEN

3.1	 Unterlagen, Abbildungen, Zeichnungen, Angaben über 
Leistungen, Gewichts- und Maßangaben in unseren 
Katalogen, Produktblättern und auf der Internetseite 
sind so genau wie möglich ausgeführt, geben jedoch 
nur Annäherungswerte wieder und stellen keine Be-
schaffenheitsangabe der Ware dar, sofern sie nicht 
ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind. Verbes-
serungen und Maßänderungen in handelsüblichem 
und für den Besteller zumutbarem Umfang bleiben 
vorbehalten. 

3.2	 An Abbildungen, Zeichnungen und sonstigen Unterla-
gen behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte 
vor. Ohne unsere ausdrückliche Zustimmung dürfen 
sie weder kopiert noch Dritten zugänglich gemacht 
oder zur Selbstanfertigung genutzt werden.  

4.	 PREISE / ZAHLUNGSBEDINGUNGEN 
/ AUFRECHNUNGSVERBOT UND 
ZURÜCKBEHALTUNG

4.1	 Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, 
erfolgt die Lieferung erfolgt auf Grund der zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses gültigen Preislisten. 
Preise verstehen sich, soweit nichts anderes verein-
bart wurde, als Nettopreise in Euro „ex works“ (Inco-
terms 2020) ab Auslieferungslager Penzkofer ohne 
Verpackung zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer 
sowie etwaiger sonstiger für die Ausführung der Be-
stellung anfallenden Steuern und Abgaben. 

4.2	 Die Parteien gehen bei der Preisbildung davon aus, 
dass (i) für den Holzanteil des Gesamtpreises der 
vom Statistischen Bundesamt (Destatis) veröffent-
lichte Erzeugerpreisindex für Produkte des Holzein-
schlags (Fichte) maßgeblich ist und (ii) für den Trans-
portanteil des Gesamtpreises der vom Statistischen 
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Bundesamt veröffentlichte Index für Transport- und 
Güterverkehrsleistungen. Ändert sich der jeweilige 
Index im Zeitraum zwischen dem Monat der Ange-
botserstellung (Ausgangsindex) und dem Monat der 
Auslieferung (Vergleichsindex) um mehr als ±5 %, 
wird der entsprechende Preisanteil (Holz- bzw. Trans-
portanteil) im Umfang der über 5 % hinausgehenden 
prozentualen Veränderung des Index nach oben bzw. 
nach unten angepasst. Die Anpassung ist auf Verlan-
gen des Kunden anhand der veröffentlichten Indizes 
rechnerisch darzustellen. Entfallen einer der genann-
ten Indizes, vereinbaren die Parteien einen branchen-
üblichen, öffentlich zugänglichen Ersatzindex, der die 
Kostenentwicklung der jeweiligen Preiskomponente 
(Holz bzw. Transport) möglichst sachgerecht wider-
spiegelt (z.B. HPE-Holzpreisindex).

4.3	 Soweit die Parteien keine abweichende Vereinbarung 
treffen, ist der Kaufpreis fällig und zu zahlen inner-
halb von 14 Tagen ab Zugang der Rechnung und 
Lieferung bzw. Abnahme der Ware. Wir sind jedoch, 
auch im Rahmen einer laufenden Geschäftsbezie-
hung, jederzeit berechtigt, eine Lieferung ganz oder 
teilweise nur gegen Vorkasse durchzuführen. Einen 
entsprechenden Vorbehalt erklären wir spätestens 
mit der Auftragsbestätigung. Für die Rechtzeitigkeit 
der Zahlung ist der Eingang des Geldes bei uns maß-
gebend. Mit fruchtlosem Ablauf dieser Frist gerät der 
Besteller in Zahlungsverzug.

4.4	 Bei Zahlungsverzug des Bestellers verlangen wir 
Zinsen in Höhe von 9 %-Punkten über dem aktuellen 
Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank p.a. Die 
Geltendmachung eines höheren Verzugsschadens 
bleibt vorbehalten. Gegenüber Kaufleuten bleibt 
unser Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeits-
zins (§ 353 HGB) unberührt.

4.5	 Schecks und Wechsel werden nur nach ausdrück-
licher Vereinbarung und nur erfüllungshalber ange-
nommen, unter Berechnung etwaiger Spesen und 
Diskont.

4.6	 Unsere Forderungen werden unabhängig von der Lauf-
zeit erfüllungshalber hereingenommener Schecks und 
Wechsel sofort fällig, wenn vertragliche Vereinbarun-
gen durch den Besteller schwerwiegend verletzt wur-
den und der Besteller dies zu vertreten hat. In diesem 
Fall sind wir berechtigt, noch ausstehende Lieferun-
gen oder Leistungen nur gegen Vorauszahlung oder 
Sicherheitsleistung auszuführen oder zu erbringen. 

4.7	 Beanstandungen unserer Rechnungen hat der Bestel-
ler spätestens zwei Wochen nach Rechnungszugang 
zu erheben. Unterlässt der Besteller die fristgerechte 
Anzeige, so gilt die betreffende Rechnung als geneh-
migt. Wir sind verpflichtet, in unseren Rechnungen 
besonders auf diese Wirkung hinzuweisen. 

4.8	 Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Bestel-
lers oder die Zurückbehaltung von Zahlungen wegen 
solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit die Ge-

genansprüche unbestritten, entscheidungsreif oder 
rechtskräftig festgestellt sind. Vom Aufrechnungs-
verbot ausgenommen sind Gegenansprüche, die im 
Gegenseitigkeitsverhältnis zu unserer Hauptleistung 
stehen und den vertraglichen Kernbereich betreffen. 

4.9	 Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (zB 
durch Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis 
durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Bestellers 
gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen 
Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – ge-
gebenenfalls nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über 
die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanferti-
gungen) können wir den Rücktritt sofort erklären; die 
gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der 
Fristsetzung bleiben unberührt.

5.	 LIEFERFRIST / LIEFERUNGEN / FOLGEN 
DES LIEFERVERZUGES

5.1	 Die von uns angegebenen Lieferfristen und -termine 
gelten nur ungefähr, sofern diese nicht ausdrücklich 
als verbindlich vereinbart wurden. 

5.2	 Sofern im Einzelfall eine verbindliche Lieferfrist ver-
einbart wurde, setzt die Einhaltung die Abklärung 
aller technischer Fragen sowie die rechtzeitige Er-
bringung sämtlicher vom Besteller zu erbringenden 
Leistungen - insbesondere zu liefernde Unterlagen, 
erforderliche Genehmigungen und Freigaben - sowie 
sonstige Verpflichtungen durch den Besteller voraus.

5.3	 Wir sind zu handelsüblichen Teillieferungen und Teil-
leistungen berechtigt, es sei denn, die Teillieferung 
oder -leistung ist für den Besteller unzumutbar oder 
vertraglich ausgeschlossen. Teillieferungen sind für 
den Besteller mangels anderweitiger Vereinbarung 
stets zumutbar, wenn (i) die Teillieferung für den Be-
steller im Rahmen des vertraglichen Verwendungs-
zwecks verwendbar ist und (ii) die Lieferung der 
restlichen bestellten Ware sichergestellt ist sowie (iii) 
dem Besteller kein erheblicher Mehraufwand oder zu-
sätzliche Kosten entstehen.

5.4	 In Fällen von höherer Gewalt oder sonstiger, zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses unvorhersehbarer 
Ereignisse, die wir trotz der nach den Umständen 
des Einzelfalls zumutbaren Sorgfalt nicht abwenden 
konnten, unabhängig davon, ob bei uns oder bei un-
serem Lieferanten oder Unterlieferanten eingetreten 
(Selbstbelieferungsvorbehalt, wenn wir ein kongru-
entes Deckungsgeschäft abgeschlossen haben), wie 
z.B. Krieg, Naturkatastrophen, Betriebsstörungen, 
rechtmäßige Streiks, Aussperrungen oder behördli-
cher Anordnung, verlängern sich diese Lieferfristen/-
termine um die Dauer der Behinderung und eine an-
gemessenen Anlaufzeit. Wir werden wir den Besteller 
hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig 
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die voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Führt 
eine solche Störung zu einem Leistungsaufschub von 
mehr als drei Monaten, können beide Parteien vom 
Vertrag zurücktreten. Wird infolge der genannten 
Umstände die Lieferung, ohne dass wir dies zu ver-
treten haben, unmöglich oder unzumutbar, sind wir 
berechtigt wegen des noch nicht erfüllten Teils ganz 
oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten. Dem Be-
steller stehen in diesem Fall keine Schadensersatz-
ansprüche gegen uns zu. Eventuelle gesetzliche 
Rücktrittsrechte bleiben hiervon unberührt. 

5.5	 Soweit der Besteller eine angemessene Nachfrist zu 
setzen hat, um Rechte gegen uns geltend zu machen, 
beträgt diese Nachfrist mindestens zwei Wochen. 

5.6	 Im Falle des Lieferverzugs oder der Unmöglichkeit 
haften wir für Schadensersatzansprüche nur nach 
Maßgabe von Ziffer 8. 

6.	 GEFAHRTRAGUNG, ABNAHME, 
ANNAHMEVERZUG

6.1	 Sofern nicht einzelvertraglich abweichend vereinbart, 
erfolgt die Lieferung ab Lager, wo nach Maßgabe der 
gesetzlichen Regelung (§ 269 BGB) der Erfüllungsort 
für die Lieferung ist. Auf Verlangen und Kosten des 
Bestellers wird die Ware an einen anderen Bestim-
mungsort versandt (Versendungskauf). Soweit nicht 
etwas anderes vereinbart ist, sind wir berechtigt, die 
Art der Versendung (insbesondere Transportunter-
nehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu bestim-
men.

6.2	 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zu-
fälligen Verschlechterung der Ware geht spätestens 
mit der Übergabe auf den Besteller über. Beim Ver-
sendungskauf geht jedoch die Gefahr des zufälligen 
Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 
Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Aus-
lieferung der Ware an den Spediteur, den Frachtführer 
oder der sonst zur Ausführung der Versendung be-
stimmten Person oder Anstalt über. Dies gilt auch 
für sonstige transportbedingte Verzögerungen und 
Nachteile, soweit diese nicht auf einer vom Verkäufer 
zu vertretenden Pflichtverletzung beruhen.  Soweit 
eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahr-
übergang maßgebend. Die Abnahme hat am einzel-
vertraglich vereinbarten Erfüllungsort zu erfolgen. 
Im Übrigen gelten für eine vereinbarte Abnahme die 
gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts 
entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es 
gleich, wenn der Besteller im Verzug der Annahme 
ist. 

6.3	 Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (zB 
durch Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens), dass unser Anspruch auf den Kaufpreis 
durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Bestellers 
gefährdet wird, so sind wir nach den gesetzlichen 

Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – ge-
gebenenfalls nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt (§ 321 BGB). Bei Verträgen über 
die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanferti-
gungen) können wir den Rücktritt sofort erklären; die 
gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der 
Fristsetzung bleiben unberührt

7.	 SACHMÄNGEL / GEWÄHRLEISTUNG / 
RÜGEPFLICHT 

7.1	 Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechts-
mängeln (einschließlich Falsch- und Minderlieferung 
sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder 
mangelhafter Anleitungen) gelten die gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die ge-
setzlichen Bestimmungen über den Verbrauchsgüter-
kauf (§§ 474 ff. BGB) und die Rechte des Bestellers 
aus gesondert abgegebenen Garantien insbesondere 
seitens des Herstellers. 

7.2	 Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die 
über die Beschaffenheit und die vorausgesetzte 
Verwendung der Ware (einschließlich Zubehör und 
Anleitungen) getroffene Vereinbarung. Als Beschaf-
fenheitsvereinbarung in diesem Sinne gelten alle 
Produktbeschreibungen und Herstellerangaben, die 
Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder von 
uns (insbesondere in Katalogen oder auf unserer 
Internet-Homepage) zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses öffentlich bekannt gemacht waren. Soweit 
die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach 
der gesetzlichen Regelung zu beurteilen, ob ein Man-
gel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 3 BGB). 

7.3	 Wir haften grundsätzlich nicht für Mängel, die der Be-
steller bei Vertragsschluss kennt oder grob fahrlässig 
nicht kennt (§ 442 BGB). Weiterhin setzen die Män-
gelansprüche des Bestellers voraus, dass er seinen 
gesetzlichen Untersuchungs- und Anzeigepflichten 
(§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei Baustof-
fen und anderen, zum Einbau oder sonstigen Weiter-
verarbeitung bestimmten Waren hat eine Untersu-
chung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbeitung 
zu erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der Unter-
suchung oder zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein 
Mangel, so ist uns hiervon unverzüglich schriftlich 
Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offensichtliche 
Mängel innerhalb von 7 Arbeitstagen ab Lieferung 
und bei der Untersuchung nicht erkennbare Mängel 
innerhalb der gleichen Frist ab Entdeckung schrift-
lich anzuzeigen. War der Mangel für den Besteller 
bei normaler Verwendung bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt erkennbar, ist dieser frühere Zeitpunkt für 
den Beginn der Rügefrist maßgeblich.  Versäumt der 
Besteller die ordnungsgemäße Untersuchung und/
oder Mängelanzeige, ist unsere Haftung für den nicht 
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bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß an-
gezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten ausgeschlossen. Bei einer zum Einbau, zur An-
bringung oder Installation bestimmten Ware gilt dies 
auch dann, wenn der Mangel infolge der Verletzung 
einer dieser Pflichten erst nach der entsprechenden 
Verarbeitung offenbar wurde; in diesem Fall bestehen 
insbesondere keine Ansprüche des Bestellers auf Er-
satz entsprechender Kosten („Aus- und Einbaukos-
ten“).

7.4	 Ist die gelieferte Ware mangelhaft, können wir zu-
nächst wählen, ob wir Nacherfüllung durch Besei-
tigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch 
Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) 
leisten. Ist die von uns gewählte Art der Nacherfül-
lung im Einzelfall für den Besteller unzumutbar, kann 
er sie ablehnen. Unser Recht, die Nacherfüllung unter 
den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, 
bleibt unberührt. Ersetzte Teile gehen in unser Eigen-
tum über. Die Nacherfüllung erfolgt am Ort der ur-
sprünglichen Lieferung; sie gilt frühestens nach zwei 
erfolglosen Versuchen als fehlgeschlagen.

7.5	 Unabhängig von der vereinbarten Incoterms®-Klau-
sel ist der Ort der Nacherfüllung (Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung) für alle Sachmängelansprü-
che des Bestellers unser Sitz. Der Besteller ist ver-
pflichtet, die beanstandete Ware auf eigene Kosten 
und Gefahr zu diesem Ort zu verbringen, sofern der 
Verkäufer nicht im Einzelfall schriftlich etwas ande-
res bestimmt. Die Nacherfüllung gilt frühestens nach 
zwei erfolglosen Versuchen als fehlgeschlagen.

7.6	 Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung 
davon abhängig zu machen, dass der Besteller den 
fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Besteller ist jedoch be-
rechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemes-
senen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten

7.7	 Der Besteller hat uns die zur geschuldeten Nacher-
füllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, 
insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungs-
zwecken am Erfüllungsort der Nacherfüllung zur Ver-
fügung zu stellen (§ 439 Abs. 5 BGB). Im Falle der 
Ersatzlieferung hat uns der Besteller die mangelhafte 
Ware auf unser Verlangen nach den gesetzlichen Vor-
schriften zurückzugeben; einen Rückgabeanspruch 
hat der Besteller jedoch nicht. Die Nacherfüllung be-
inhaltet weder den Ausbau, die Entfernung oder Des-
installation der mangelhaften Ware noch den Einbau, 
die Anbringung oder die Installation einer mangel-
freien Ware, wenn wir ursprünglich nicht zu diesen 
Leistungen verpflichtet waren; Ansprüche des Bestel-
lers auf Ersatz entsprechender Kosten („Aus- und Ein-
baukosten“) bleiben unberührt. Die zum Zwecke der 
Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbe-
sondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkos-
ten tragen wir, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt.

7.8	 Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erfor-
derlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, 
Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie ggf. Aus- 
und Einbaukosten tragen bzw. erstatten wir − bezo-
gen auf den Erfüllungsort der Nacherfüllung − nach 
Maßgabe der gesetzlichen Regelung und diesen 
AGB, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andern-
falls können wir vom Besteller die aus dem unberech-
tigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen 
Kosten ersetzt verlangen, wenn der Besteller wusste 
oder hätte erkennen können, dass tatsächlich kein 
Mangel vorliegt

7.9	 Wenn eine für die Nacherfüllung vom Besteller zu set-
zende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder 
nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, 
kann der Besteller nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis 
mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht 
jedoch kein Rücktrittsrecht

7.10	 Für Mängel, die durch ungeeignete und unsachge-
mäße Verwendung, fehlerhafte Montage bzw. Inbe-
triebsetzung durch den Besteller oder Dritte, übliche 
Abnutzung, fehlerhafte oder nachlässige Behandlung 
entstehen, kommen Gewährleistungsansprüche 
nicht in Betracht. 

7.11	 Die Gewährleistung entfällt, wenn der Besteller ohne 
unsere Zustimmung den Liefergegenstand ändert 
oder durch Dritte ändern lässt und die Mängelbe-
seitigung hierdurch unmöglich oder unzumutbar er-
schwert wird. In jedem Fall hat der Besteller die durch 
die Änderung entstehenden Mehrkosten der Mängel-
beseitigung zu tragen. 

7.12	 Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die wir 
aus lizenzrechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
nicht beseitigen können, werden wir nach unserer 
Wahl unsere Gewährleistungsansprüche gegen die 
Hersteller und Lieferanten für Rechnung des Bestel-
lers geltend machen oder an den Besteller abtreten. 
Gewährleistungsansprüche gegen uns bestehen bei 
derartigen Mängeln unter den sonstigen Voraus-
setzungen und nach Maßgabe dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen nur, wenn die gerichtliche 
Durchsetzung der vorstehend genannten Ansprüche 
gegen den Hersteller oder Lieferanten erfolglos war 
oder, beispielsweise aufgrund einer Insolvenz, aus-
sichtslos ist. 

7.13	 Ansprüche des Bestellers auf Aufwendungsersatz 
gem. § 445a Abs. 1 BGB sind ausgeschlossen, es 
sei denn, der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein 
Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 474 BGB) oder ein Ver-
brauchervertrag über die Bereitstellung digitaler Pro-
dukte (§§ 445c S. 2, 327 Abs. 5, 327u BGB). Ansprü-
che des Bestellers auf Schadensersatz oder Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) bestehen 
auch bei Mängeln der Ware nur nach Maßgabe nach-
folgenden § 8 der AGB.
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7.14	 Schadensersatzansprüche wegen Mängeln stehen 
dem Besteller nur zu, soweit unsere Haftung nicht 
nach Maßgabe der Ziffer 8 ausgeschlossen oder be-
schränkt ist. Weitergehende oder andere als die in 
dieser Ziffer 7 geregelten Ansprüche wegen eines 
Mangels sind ausgeschlossen.

8.	 HAFTUNG, VERJÄHRUNG

8.1	 Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nach-
folgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, 
haften wir bei einer Verletzung von vertraglichen und 
außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen 
Vorschriften.

8.2	 Wir haften nur für grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz 
sowie bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung 
des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf de-
ren Einhaltung der Besteller regelmäßig vertrauen 
darf („Kardinalpflicht“). 

8.3	 Bei leicht fahrlässiger Verletzung einer Kardinal-
pflicht ist unsere Haftung auf bei Vertragsschluss 
vorhersehbare, vertragstypische Schäden begrenzt. 

8.4	 Soweit unsere Haftung beschränkt oder ausge-
schlossen ist, gilt dies auch für die Haftung unserer 
Arbeitnehmer, Vertreter oder Erfüllungsgehilfen.  

8.5	 Die vorgenannten Haftungsbeschränkungen bzw. 
-ausschlüsse gelten nicht bei arglistigem Verschwei-
gen von Mängeln, der Übernahme einer Garantie oder 
eines Beschaffungsrisikos, für die Haftung aufgrund 
des Produkthaftungsgesetzes sowie für Körperschä-
den (Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit). 
Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Be-
stellers ist hiermit nicht verbunden. 

8.6	 Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem 
Mangel besteht, kann der Besteller nur zurücktreten 
oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu ver-
treten haben. Ein freies Kündigungsrecht des Bestel-
lers gem. §§ 650, 648 BGB besteht nur bei Einzelan-
fertigungen. 

8.7	 Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die 
allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- 
und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit 
eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung 
mit der Abnahme.

8.8	 Handelt es sich bei der Ware um ein Bauwerk oder 
eine Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwen-
dungsweise für ein Bauwerk verwendet worden ist 
und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat (Bau-
stoff), beträgt die Verjährungsfrist gem. der gesetz-
lichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 
Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch weitere gesetzli-
che Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. § 438 
Abs. 1 Nr. 1,76 Abs. 3, §§ 444, 445b BGB).

8.9	 Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts 
gelten auch für vertragliche und außervertragliche 

Schadensersatzansprüche des Bestellers, die auf 
einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn die An-
wendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung 
(§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kür-
zeren Verjährung führen. Schadensersatzansprüche 
des Bestellers für Körperschäden sowie für die Ver-
letzung einer Kardinalpflicht sowie nach dem Pro-
dukthaftungsgesetz verjähren ausschließlich nach 
den gesetzlichen Verjährungsfristen.

9.	 EIGENTUMSVORBEHALT 

9.1	 Der folgende Eigentumsvorbehalt dient der Siche-
rung aller unserer jeweils bestehenden derzeitigen 
und künftigen Forderungen gegen den Besteller aus 
der zwischen den Vertragspartnern bestehenden 
laufenden Geschäftsbeziehung, einschließlich sämt-
licher Saldoforderungen aus Kontokorrent (nachfol-
gend „gesicherte Forderungen“).  

9.2	 Sämtliche von uns gelieferten Waren bleiben bis zur 
vollständigen Bezahlung aller gesicherten Forderun-
gen unser Eigentum. Die Ware sowie die nach den 
nachfolgenden Bestimmungen an ihre Stelle tre-
tende, vom Eigentumsvorbehalt erfasste Ware wird 
nachfolgend „Vorbehaltsware“ genannt.

9.3	 Eine etwaige Verarbeitung der Vorbehaltsware erfolgt 
immer in unserem Auftrag und für uns als Hersteller 
im Sinne von § 950 BGB, ohne uns zu verpflichten. 
Verarbeitete Ware gilt als Vorbehaltsware gemäß Zif-
fer 9.2. Wir bieten schon jetzt dem Besteller die Ein-
räumung eines Anwartschaftsrechtes an den durch 
Verarbeitung, Verbindung oder Vermischung zur Ent-
stehung gelangenden neuen Sachen bzw. unseren 
Miteigentumsanteilen an diesen neuen Sachen an. 
Der Besteller nimmt dieses Angebot an. 

9.4	 Bei Verarbeitung, Verbindung und Vermischung von 
Vorbehaltsware durch den Besteller mit Waren ande-
rer Herkunft zu einer neuen Sache bzw. zu einem ver-
mischten Bestand steht uns das Miteigentum daran 
zu, und zwar im Verhältnis des Wertes der Vorbehalts-
ware (Rechnungsendbetrag inklusive der Umsatz-
steuer) zur Zeit der Lieferung zum Wert der anderen 
verarbeiteten, vermischten oder verbundenen Waren 
(Rechnungsendbetrag inklusive der Umsatzsteuer) 
im Zeitpunkt der Bearbeitung, Verarbeitung, Ver-
bindung oder Vermischung. Der Miteigentumsanteil 
gilt als Vorbehaltsware gemäß Ziff. 9.2. Für den Fall, 
dass kein solcher Eigentumserwerb bei uns eintreten 
sollte, überträgt der Besteller bereits jetzt sein künf-
tiges Eigentum oder – im oben genannten Verhältnis 
– sein Miteigentum an der neu geschaffenen Sache 
bzw. an dem vermischten Bestand zur Sicherheit an 
uns. Wir nehmen diese Übertragung an. 

9.5	 Wird die Vorbehaltsware mit anderen Sachen zu 
einer einheitlichen Sache verbunden oder untrenn-
bar vermischt und ist eine der anderen Sachen als 
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Hauptsache im Sinne des § 947 BGB anzusehen, so 
überträgt der Besteller bereits jetzt, soweit die Haupt-
sache ihm gehört, anteilig das Miteigentum an der 
einheitlichen Sache in dem Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware (Rechnungsendbetrag inklusive der 
Umsatzsteuer) zur Zeit der Lieferung zum Wert der 
Hauptsache (Rechnungsendbetrag inklusive der Um-
satzsteuer) an uns. Wir nehmen diese Übertragung 
an. Der Miteigentumsanteil gilt als Vorbehaltsware 
gemäß Ziff. 9.2.

9.6	 Der Besteller hat die Vorbehaltsware unentgeltlich für 
uns zu verwahren. Die Vorbehaltsware darf vor voll-
ständiger Bezahlung der gesicherten Forderungen 
weder an Dritte verpfändet, noch zur Sicherheit über-
eignet werden. 

9.7	 Der Besteller ist verpflichtet die Vorbehaltsware 
pfleglich zu behandeln.

9.8	 Der Besteller verpflichtet sich, bei Pfändungen, Be-
schlagnahme oder sonstigen Verfügungen oder Zu-
griffen Dritter auf die Vorbehaltsware unverzüglich 
auf unser Eigentum hinzuweisen und uns hiervon 
schriftlich in Kenntnis zu setzen, um uns die Durch-
setzung unserer Eigentumsrechte, insbesondere 
durch Erhebung einer Klage gemäß § 771 ZPO, zu er-
möglichen. Der Besteller trägt alle gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Kosten, die zur Aufhebung des 
Zugriffs und zur Wiederbeschaffung der Vorbehalts-
ware aufgewendet werden müssen, soweit sie nicht 
von Dritten eingezogen werden können. 

9.9	 Der Besteller ist berechtigt, die gelieferte Vorbehalts-
ware im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu ver-
äußern, wenn sichergestellt ist, dass seine Forderun-
gen aus der Weiterveräußerung gemäß Ziffer 9.10 bis 
9.12 auf uns übergehen.

9.10	 Im Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware 
tritt der Besteller bereits jetzt sicherungshalber die 
hieraus entstehende Forderung gegen den Erwerber 
sowie diejenigen Forderungen, die an Stelle der Vor-
behaltsware treten oder sonst hinsichtlich der Vor-
behaltsware entstehen, wie z.B. Versicherungsan-
sprüche oder Ansprüche aus unerlaubter Handlung 
bei Verlust oder Zerstörung, einschließlich sämtlicher 
Saldoforderungen aus Kontokorrent an uns ab. Wir 
nehmen diese Abtretung an. 

9.11	 Veräußert der Besteller die Vorbehaltsware zusam-
men mit anderen nicht von uns gelieferten Waren, so 
gilt die Abtretung der Forderung aus der Weiterveräu-
ßerung nur in Höhe des Wertes unserer Vorbehalts-
ware (Rechnungsendbetrag inklusive der Umsatz-
steuer) zur Zeit der Lieferung. Bei der Veräußerung 
von Waren, an denen wir Miteigentum gemäß Ziff. 9.4 
bzw. 9.5 haben, gilt die Abtretung der Forderung in 
Höhe dieses Miteigentumsanteils.

9.12	 Besteht zwischen dem Besteller und dessen Abneh-
mer ein Kontokorrentverhältnis nach § 355 HGB, be-
zieht sich die uns vom Besteller im Voraus abgetrete-

ne Forderung auch auf den anerkannten Saldo sowie 
im Fall der Insolvenz des Abnehmers auf den dann 
vorhanden „kausalen“ Saldo.

9.13	 Der Besteller ist widerruflich zum Einzug der Forde-
rungen aus den Weiterveräußerungen gemäß Ziffer 
9.10 bis 9.11 ermächtigt. Zum Widerruf der Einzugs-
ermächtigung sind wir nur nach Maßgabe von Ziffer 
9.14 berechtigt.

9.14	 Erfüllt der Besteller seine Verpflichtungen aus diesem 
Vertrag mit uns nicht, befindet er sich insbesondere 
in Zahlungsverzug, so 
-	 können wir die Weiterveräußerung, die Be- und Ver-

arbeitung der Vorbehaltsware sowie deren Vermi-
schung oder Verbindung mit anderen Waren unter-
sagen;

-	 können wir nach Maßgabe der allgemeinen Rück-
trittsregeln des § 323 BGB von diesem Vertrag 
zurücktreten; im Falle des Rücktritts erlischt das 
Recht des Bestellers zum Besitz der Vorbehaltswa-
re und wir können die Vorbehaltsware herausver-
langen; wir sind nach Absprache mit dem Besteller 
dazu berechtigt, das Betriebsgelände des Bestel-
lers zu betreten und die Vorbehaltsware auf Kosten 
des Bestellers in Besitz zu nehmen und sie, unbe-
schadet der Zahlungs- und sonstigen Verpflichtun-
gen des Bestellers, durch freihändigen Verkauf oder 
im Wege einer Versteigerung bestmöglich zu ver-
werten; den Verwertungserlös rechnen wir dem Be-
steller nach Abzug entstandener Kosten auf seine 
Verbindlichkeiten an; einen etwaigen Überschuss 
zahlen wir ihm aus

-	 hat uns der Besteller auf Verlangen die Namen der 
Schuldner der an uns abgetretenen Forderungen 
mitzuteilen, damit wir die Abtretung offenlegen und 
die Forderungen einziehen können; alle uns aus 
Abtretungen zustehenden Erlöse sind uns jeweils 
sofort nach Eingang zuzuleiten, wenn und sobald 
Forderungen unsererseits gegen den Besteller fällig 
sind;

- 	sind wir berechtigt, die erteilte Einzugsermächti-
gung zu widerrufen.

9.15	 Übersteigt der realisierbare Wert der für uns be-
stehenden Sicherheiten unsere Forderungen um ins-
gesamt mehr als 10%, werden wir auf Verlangen des 
Bestellers Sicherheiten nach unserer Wahl freigeben.

10.	ERFÜLLUNGSORT, ANWENDBARES 
RECHT UND GERICHTSSTAND

10.1	 Erfüllungsort für sämtliche Zahlungsverpflichtungen 
ist 94209 Regen, sofern sich aus der Auftragsbestäti-
gung nichts anderes ergibt.

10.2	 Für diese AGB und die Vertragsbeziehung zwischen 
uns und dem Besteller gilt das Recht der Bundesre-
publik Deutschland unter Ausschluss des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über den Interna-
tionalen Warenkauf (CISG).
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10.3	 Ist der Besteller Kaufmann iSd Handelsgesetzbuchs, 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist aus-
schließlicher – auch internationaler Gerichtsstand 
für alle sich aus dem Vertragsverhältnis unmittel-
bar oder mittelbar ergebenden Streitigkeiten unser 
Geschäftssitz in 94209 Regen. Entsprechendes gilt, 
wenn der Besteller Unternehmer iSv § 14 BGB ist. 
Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, ge-
mäß den gesetzlichen Bestimmungen Klage am ggf. 
abweichenden Erfüllungsort der Lieferverpflichtung 
oder am allgemeinen Gerichtsstand des Bestellers 
zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, ins-
besondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, blei-
ben unberührt.  

11.	SCHLUSSBESTIMMUNG

11.1	 Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwi-
schen dem Besteller und uns ist der schriftlich ge-
schlossene Vertrag, einschließlich dieser Allgemei-
nen Verkaufsbedingungen. Vor Abschluss dieses 
Vertrages getroffene mündliche oder schriftliche 
Vereinbarungen oder Bedingungen sowie sonstige 
vorvertragliche Korrespondenz und Vorschläge wer-
den durch diesen Vertrag abgelöst, sofern sich nicht 
jeweils ausdrücklich aus ihnen ergibt, dass sie ver-
bindlich fortgelten. 

11.2	 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages, ein-
schließlich dieser Schriftformklausel, bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Gleiches gilt für 
Neben- und Zusatzabreden. 

11.3	 Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder 
teilweise unwirksam sein oder werden, so wird durch 
die Unwirksamkeit dieser Bestimmung die Wirksam-
keit aller übrigen Bestimmungen dieses Vertrages 
nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch 
eine rechtsgültige Bestimmung zu ersetzen, die in 
wirtschaftlicher Hinsicht dem mit der unwirksamen 
Bestimmung verfolgten Regelungszweck so nahe-
kommt, wie es rechtlich nur zulässig ist. 

Stand: 14. September 2026
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